
Bereitschaft un Verantwortung der Katbholiken g1bt und WIC tiıe SIC sind un WIGC S16 auf der gaNzecnh Welt
ınternationalen Leben erortert werden INUSSCH; allen wichtigsten Gebieten

wırd das Leben der einzelnen Völker mehr be-Aus den der eintührenden Vorlesung dargelegten
Gründen aber lassen die Grundprobleme des Menschen dingt durch die Entscheidungen un Ausrichtungen, die
auf soz1alem Gebiete NUur och Lösungen & die für die die internationalen Organısationen geben

Das z weıite un: letzte Referat handelt daher VvVon derN Welt gelten un kommen WITL ZU fünften und
etzten Thema Anwesenheıit un Verantwortlichkeit der Pflicht der Katholiken, internatıonalen Leben teil-
Katholiken ı internationalen Leben zunehmen, ıhm gC  e sein gemälßs ıhren

CISCHNCH Möglichkeiten un gemäfß iıhrem CISCHNCN GlaubenDie er Lektion hat überwiegend informativen Cha-
rakter: s1ie bringt,kurze Hınvweise über die augenblickliche Gebet, der technischen Bereitschaft, MIt der
Organısatıon der Völkergemeinschaft un über die ka- konkreten Tat sowohl den neutralen als auch den
tholischen Urganısationen MItt internationalem Charakter katholischen UOrganısationen; un: hiermit sollen S1C

Diese intormatorischen Darlegungen werden jedoch gültıgen Beitrag leisten ZU Autbau menschlicheren
gcführt, daß Aaus ihnen erhellt, wievielerlei Probleme und christlicheren Welt

Fragen des sozialen, wirtschaitlichen un politischen Lebens

Lastenausgleich VErmMOSCN, VO Ausgebombten un: Vertriebenen mMi1t

ein1germaßen gleichen Anteılen bezahlrt worden WAarTte., So
Die Diskussıon den Lastenausgleich e1n aber traf die Währungsreform NUur das eld un Jegalı-
entscheidendes Stadium Wır halten A Für angebracht S1iEerte dadurch jede, die erlaubte un: unerlaubte, Speku-

lation Sachwerten.“ Sıe ordnete ohl den Lasten-die Argumente, mML denen die Geschädigten Kritik am

Regierungsentwurf üben, einmal zusammengefaßt dar- ausgleich a für den die Deutschen bıs Ende 1948 die
zustellen. gesetzlichen V oraussetzungen schaften sollten, vernichtete

aber nıcht 1Ur gleichzeitig die psychologischen Voraus-Am Januar fand ı Deutschen Bundestag die
SeEtzUNgeEN für denselben, sondern belastete ı h: auch nochLesung des Regierungsentwurfs Gesetzes über

nen Allgemeinen Lastenausgleich Federführend MI1 den Milliarden Verlusten der Währungsgeschädigten
iür diesen Entwurf 1ST das Bundesfinanzministerium Es Haben die Geschädigten Rechtsanspruch?®?1St bekannt daß der Bundesminister tür Vertriebene
Kabinett diesen Entwurft hat Der F1- Nach dem Inhalt un Ablauf der Währungsreform müßte
NZmMINIStTeEr eitete Begründung MI1 tolgenden der Lastenausgleich MIt zwingender Logik C1NC Reform
Säatzen C des Sachbesitzes werden Nur 1116 solche Reform könnte
9y  1e Bundesregierung legt Ihnen hiermit (Gesetz- 1Ne befriedigende Antwort auf die rage der Vertriebe-
entwurt VO  w VWıchtigkeit un: Bedeutung vOor, W1
CT der> Geschichte der deutschen Parlamente wahr-

NnCNH, Ausgebombten un ENtLEISNELEN Sparer gveben: „Ha-
ben WIr den Krıeg allein verloren?“

scheinlich selten ZUur Beratung un ZAHP Behandlung Dr Es wird untersuchen SC1IN, ob der Regierungsentwurfstellt 1STt Gesetzentwurt der C1NC der allergröfßten des Lastenausgleichgesetzes IST, 1NCc solche Re-
Fragen des deutschen Volkes lösen soll, 1nNne rage, die form des Sachbesitzes herbeizuführen oder WEN1IESSTIENS
1Ur gelöst werden kann, wenn das deutsche olk einzuleıten, oder ob die Vorschläge und Forderungen der
ıhre £ösun% MI1 sittliıchem Ernst und ıNNCcIrem Zusammen- Geschädigten dieser Rıchtung gee1ıgnNeter und durch-
halt un Gemeinsinn herantritt.“ ührbar erscheinen.
Man wıird jedes dieser VWorte unterschreiben können. Zuvor mufß ZUm Anspruch der GeschädıigtenSelit den Währungsgesetzen der Besatzungsmächte schwebt und der bisherigen Lastenausgleichsgesetzgebung ZESARLder Lastenausgleich als Furcht oder Hoffnung über den werden
Deutschen der Bundesrepublik schafft Gegensätze und Der Regierungsentwurf erkennt grundsätzlıch den Rechts-Öördert den Materialismus un die Spekulatıion auf bei- anspruch der Geschädigten auf ine Hauptentschädigungden Seıten, bei den Abgabepflichtigen un be1 den Ent-
schädigungsberechtigten Di1e deutschen Vorschläge gINSCNH

. war 1ST diese Anerkennung der Begründung des
Finanzministers nıcht ohne Wıderspruch sıch for-dahın, den Lastenausgleich M1 der Währungsreform muliert:verbinden Damals stand das deutsche Volk noch

dem Eindruck des völligen politischen un wirtschaft- „Dieser Rechtsanspruch wırd Aus dem Gedanken der Not-
gemeinschaft als TG freiwillige Leistung des deutschenlichen Zusammenbruchs., Auch der VO rıeg verschont
Volkes übernommengebliebene Sachbesitz wurde als Zufalklsbesitz, als frag-

würdıg empfunden. Die Währungsreform War die e11N- Doch steht selbst diese Anerkennung Wıderspruch ZUur

Stellungnahme des Bundesrats, der NCN Rechtsanspruchmalige Gelegenheit, die Kriegsverluste aut Sach- und.
Geldvermögen gleicher Weeıse verteilen Uun: aut Hauptentschädigung ablehnt Die Geschädıigten be-
NCn Lastenausgleich herbeizuführen, durch den der haupten, da{(ßß SIC nach Gesetz und echt Rechts-
Krieg VO:  e} allen, den Besitzern VO  o} Sach- oder eld- anspruch besitzen S1ıe erufen sıch auf die Krijegssach-
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schädenverordnung, das VWährungsumstellungsgesetz, dıe für Alkohol un Tabak betragen jahrlich 10 Miılliar-
Haager Landkrıegsordnung un das Allgemeine Land- den Se1it der Währungsretform bıs September 1950
recht SIC beruten sıch damırt aut die Gesamthaftung des sınd über Milliarden der Wıiırtschaftt der
Volkes, die Rechtsgrundlage für die entsprechenden Be- Bundesrepublik investijiert worden, wobei nach den Be-

rechnungen des Wiırtschafttswissenschaftlichen InstıtutsSUUMMUNSgCHN allen diesen Gesetzen 1ST Nach der Haa-
gCI Landkriegsordnung haben die Vertriebenen NI der Gewerkschaften un amtlichen Angaben Miıl-
ıhrem zurückgelassenen Vermögen Reparatıonen gezahlt l arden durch Steuerhinterziehung die Selbst-
F  ur die Keparatıonen aber hafrtert das olk finanzierung geflossen sind Angesıchts dieser Zahlen wird
Schon der bısherigen Lastenausgleichsgesetzgebung, dıe Zifter VO  3 90 Mılliarden belastbares Stichtag-

Gesetz FA Miılderung dringender csozialer Notstände Iragwürdıg, 1NC klare Biılanz dringlicher
VO Ö 1949 das scınem Untertitel „Sofort- Die These, da{fß die Wirtschaft jahrlich nıcht mehr als
hılfegesetz bekannter 1ST, wurde der Rechtsanspruch be] 15 Milliarden für den Lastenausgleich aufbringen
der Unterhaltshilfe anerkannt ach dem Wıiıllen des könne, während gleichzeitig VO  Z Steuerprogramm
deutschen Gesetzgebers des Wıirtschaftsrates sollte gesprochen wırd das Miılharden zusätzlich einbrinzen
dieses Gesetz Erstes Lastenausgleichsgesetz“ heißen Die soll bedart des Beweıses, der sıch aber nıcht auf
Stellungnahme und die Auflagen der Besatzungsmächte mangelnde Leistungsbereitschaft BF ZzZeEenN darf Wenn der
haben nıcht 1L1U! den 1 e] dieses Cesetzes geändert, das Bundesfinanzminister SCLINCF Begründung di Kriegs-
vom Wirtschaftsrat 1948 verabschiedet wurde, sachschäden INITt 28 Miıllıarden dıe Flüchtlings-
nachdem die Beratungen dem sSogenannten „Fünf- cschäden IN 75 Müllaedes un die sogenannten Alt-
zehnerausschuft“ bald ergeben hatten, da{fß die wırtschatt- sparschäden bıs MIL S Milliarden bezıftert,;
lichen, soz1alen und rechtlichen Probleme des endgültigen erg1ibt das S Milliarden Be1i der Entwurf
Lastenausgleıichs der VO  3 den Besatzungsmächten EG vorgeschlagenen SOgeNANNTLEN “/oigen Vermögensabgabe
ERZFCeN Frist nıcht lösen SO 1ST das Sotort- müfste theoretisch A O/9ige Entschädigung der g-
hilfegesetz Übergangsgesetz geworden das durch schätzten Schäden möecglich SCIN; besonders dann, wWennt

das endgültige Lastenausgleichsgesetz abgelöst werden Juristische Personen eın Entschädigungsrecht erhalten
col] Dıie Konzeption dieses Gesetzes aber hat, ob das W enn der Entwurf Entschädigungsvorschlägen g-
kannt un anerkannt wırd oder nıcht, entscheidend aut langt, die be1 größeren Verlusten NUr Bruchteile dieser
die Gestaltung des Regierungsentwurfs tür das Lasten- theoretisch möeglichen Entschädigungen vorsehen, dann
ausgleichsgesetz gewırkt Das kann oder mu{ vielleicht liegt das der Konstruktion der Abgaben Der Entwurt

den Schlufß zulassen, dafß die Schwierigkeiten der sieht tolgende Abgaben CIr Vermögensabgabe, Ver-
Probleme des endgültigen Lastenausgleiches, die 111- mögenssteuer, drei Währungsgewinnabgaben: Hypo-
7zwiıischen gewiß nıcht geworden sind und die thekengewinnabgabe, Obligationsgewinnabgabe, Kredi  t-
Jahre 1948 der Zwischenlösung des Soforthilfegesetzes gewınnabgabe.
ührten auch Regierungsentwurf keine LO-
SUuN z gefunden haben Mıt anderen W.orten, die Reform Diıe Aufbringung der Mittel
des Sachbesitzes 1ST nıcht erreicht oder gar nıcht versucht Die SOZENANNTE Vermögensabgabe oll 50 0/9 des SteUeEer-worden pflichtigen Vermögens (Schulden werden abgesetzt) be-

Die Biılanz des Volksvermögens tragen bei Freigrenze VO 5000 die be1
25 0Q0OÖ voll gewährt wird un die be]

Zu Ausgleich der Kriegslasten, selbst wenn nıcht authört. Diese Vermögensabgabe wırd Nnu  z} VO  ; VOLIN-
als Reform des Sachbesitzes, als Neuordnung des 1gen- herein nach dem Entwurt durch Verrentung gestundet,
LUMS geschieht gehört HIA Bılanz Bestehengebliebenes d der Abgabepflichtige zahlt diese Abgabe Raten
Vermögen, verlorenes Vermögen Je BCNAUCT diese Biılanz von 6 9/0 (bei gewerblichem Vermögen) 5 0/9 bei Haus-
festgestellt, JC oftener S1C vorgelegt würde, desto mehr besitz) 4 9/9 (bei landwirtschaftlichem Besı1itz) VO halben
würde das ZUuUr sachlichen Einsıicht der Beteiligten auf be1i- Vermögen für Tilgung ( 0/9) und 1ns (4,5 un 29/4)

den Seıiten beitragen. Diese Bilanz tehlt bisher, trotzdem 30 Jahre hındurch Die Soforthilfeabgabe wiıird angerech-
VO der Seıte der Geschädigten C Feststellungsgesetz
Z Ermittlüung der kriegsbedingten Vermögensschäden

net Durch diese Verrentung hört die Abgabe auf CINE

Vermögensabgabe SCIN S1e wırd tatsächlich un be-
eingebracht wurde, das Lastenausgleichsausschufß des orifflich Vermögenssteuer, die AaUuUS dem Ertrag
Bundestages SEIL über halben Jahr beraten wiırd
Die Geschädigten verlangen Feststellung ıhrer und 1Ur Aaus dem Ertrag geleistet wiıird Der Bundesfinunz-

mM1 hat VOrTr kurzem Hamburg der Volks-Kriegsschäden un: nıcht NUTT, WIC der Regierungs- wirtschafttlichen Gesellschaft klar ausgesprochen, Aentwurt vorsieht, Feststellung ihrer Verluste, SOWEIL S1C

FA Entschädigung kommen. Für die Aktıivseite dieser Bı- keine Vermögensumschichtung beabsichtigt 1ST „Man
mufß den Weg der steuerliıchen Höchstbelastung gehen,. Jlanz Hat der Bundesfinanzminister 1ı SCCHMNGT. Begrü?xdung
WeNnNn mMa  —_ WG Vermögensumschichtung oder Konfiska-_ .das belastbare Vermögen IMN1L 90 Milliarden —-

gegeben Es handelt sıch das Vermögen Stichtag t10N vermeıiden 111 Der VWiıderspruch den Wahl-
der Währungsreform, da die SOgENANNTE Vermögens- reden SCINECS Fraktionskollegen Kunze, des Vorsitzenden

des Lastenausgleichsausschusses des Bundestages, VOT denabgabe VO Stichtagvermögen geleistet werden oll Es
würde WeIT führen, alle Einwände diese Zahl Landtagswahlen Schleswig- olstein lıegt often Kunze
VO  3 90 Miılliarden vorzubringen Nur CIN1SC Zahlen hatte erklärt UÜberall wirtschaftlich vertretbar

un: sinnvoll 1ST, mu{(ß der Lastenausgleich Z echtencsollen diesem Zusammenhang gEeENANNT werden Das
heutige Volkseinkommen der Bundesrepublik . Vermögensumschichtung tühren Der wirkliche Charak-
auf 70—80 Mılliarden jahrlich geschätzt, dıe Ausgaben ter der Vermögensabgabe als Steuer wird besonders auch
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dadurch deuclich daß } sie nicht einmal 1mM Konkurs voll erreichte oder Qgar überschritt. Und für viele Vermögen
tällig wiırd und Vorrecht genießt. Hıer werden bei der (volksdeutsches Eigentum) o1bt keine Einheitswerte.
bekannten Steuermoral, oder richtiger DESAQT Steuer- Die ‘Geschädigten verlangen schliefßlich für Abgabe und”
unmoral;, Getahren begründet, die Sar ıcht überschätzt Entschädigung iıne Wertsicherungsklausel. Sıe verweısen
werden können. dabei auf den Lastenausgleich, der 1n Finnland durch-
Es wird auf das Aufkommen ZU Lastenausgleich iın den gveführt wurde und be1 dem die Leistung auf beiden Se1-
Ersten Jahren ankommen. Das sind die entscheıidenden ten durch Indexklausel VOLr Wertschwankungen gesichert
Jahre für die Bewährung des Gesetzentwurtfs auch nach wurde.
den Worten des Bundesfinanzministers. 10, oder 30
Jahre können die meısten Geschädigten nıcht WÄRCtEN.: Heranzıehung Vermögen
Deshalb haben die Geschädigten die Substanzabgabe Der Entwurt sieht 1°  /0 Vermögenssteuer für das Ver-y
verlangt. Die Bezeichnung „sofortige Fälligkeit der Ver- ıinOögen VOT, das nıcht der Vermögensabgabe unterliegt.
mögensabgabe“ hat me1st nicht zuLl gyemeınten Unter- Der Bundesrat hat der Einbeziehung der Vermögens-stellungen geführt, als ob die Geschädigten Barzahlung steuer 1n den Lastenausgleich widersprochen, weıl S1Ee
der Milliarden Vermögensabgabe sotort be]1l Inkraft- den Ländern erhalten ll Der richtige Gedankengang
Lreten des Gesetzes verlangten. Sıe verlangen lediglıch bei des Entwurfs ist, da{ß das Stichtagvermögen,. das der
größeren Vermögen, bei denen Substanzleistungen 1N Vermögensabgabe unterliegt, die Tendenz hat, Be-
eld oder Naturalgütern möglıch sınd, da{ß die Ver- stand verlieren. Die Abgabe mu{fß zwangsläufig 1im
rentung der Vermögensabgabe MIt marktüblichem Zıns Laufe der Jahre zurückgehen. Wenn nıcht auch NEUES

erfolgt. Wenn bei größeren Vermögen der Nachweis —- Vermögen, das steigende Tendenz hat, mM1t der Vermögens-
bracht wırd, dafß 1ne Leistung 1n Naturalgütern oder SPCHEN Zu Ausgleich herangezogen wiırd, muß ein Fehl-
eld nıcht möglıch Ist, soll ebenso W1€e bei kleineren betrag 1im Autkommen die Folge se1n. Die Geschädigten
Vermögen (bis Abgabe) bei der im Ent- tolgen hıerin dem Vorschlag des Entwurf S.wurf vorgeschlagenen Verrentung leiben. Angesichts der
vorher ZENANNICN Zahlen für die Wırtschaft der Bundes- Vermögen der öffentlichen and
republık, angesichts des Luxuskonsums un der Kontraste N  Das and- un torstwirtschaftliche Vermögen der öffent-des Lebensstandards C die Forderung der Geschädig- ıchen and oll nach dem Entwurftf VO  S den Lastenaus-
ten auf 1ne derart gestaltete Substanzabgabe verständlich gleichsabgaben treigestellt werden. Dalß dies Vermögenwerden. Wenn der Bundesfinanzminister davon spricht, CT jedem privatem ZUur Seißhaftmachung vertriebenerdaß der Gesetzentwurf großen Wert autf den Vorschlag
der freiwilligen Ablösung legt, 1St irgendein Anreiz

Bauern bereitstehen ollte, bedarf eigentlich keiner Be-
gründung. In diesem Sınne verlangen die Geschädigtenhierfür 1m Entwurf nıcht festzustellen. Der Zinsdruck die Abgabepflicht des öftentlichen and- un torstwirt-nach dem Vorschlag der Geschädigten könnte solch eın schaftlichen Besitzes.Anreız sein.,

Die Feststellun g der Vermögenswerte Das M ausratvermögen
Die Ceschädigten sollen nach dem Entwurt für den DCc-Für die Feststellung der abgabepflichtigen Vermögen, Samten verlorenen ausrat 400 erhalten MI1t einemaber auch der Vermögensverluste ol der Einheitswert

mafßgebend se1n. Es wırd aum bestritten, daß der Eın- Zuschlag VO  3 2700 für die Ehefrau und 100 Je
ınd ber die Unzulänglichkeit dieser Satze 1St nıchtheitswert die tatsächlichen Verkehrs- oder Ertragswerte

LUr ın Ausnahmefällen erreicht. Meist liegen diese Werte diskutieren, un doch ertordern S1C einen Aufwand VOon

bedeutend höher Dıie Unterschiedlichkeit der FEinheits- 5,4 Milliarden D  5 dem iırgendein Aufkommen AusSs

Hausratvermögen nıcht gegenübersteht. Der Entwurf Aßt1n sıch macht „ber schwier1g, nıcht Sa  Q  c
unmöglich, S1e durch generelle Zuschläge den Verkehrs- jedes Hausratvermögen abgabefrei, 1mM Gegenteıl C

erten anzugleichen. Man würde MIt solchen Zuschlägen gewährt noch iıne Freigrenze bei Vermögensabgabe
un V ermögenssteuer. Dıie Geschädigten verlangen diedie Fehler multiplizieren. Es Wware nach Auffassung der

Geschädigten prüfen, ob ıne vorläufige Veranlagung Belastung der Hausratvermögen VO  e einem bestimmten
bis ZUur Neufestsetzung der Einheitswerte oder einem Sheren Einkommen oder Vermögen ab Eın Ööheres

Einkommen oder ein orößeres Vermögen Läfßst, keinzwıschenzeıitlichen Vermögensübergang i1ne Lösung be-
deuten würde. Es wırd eingewandt, da{ß die Wirtschaft Kriegsschaden eingetreten 1St;5 das Vorhandensein aus-
sich auf 1ne vorläufige Veranlagung, also aut AMNe —- reichenden oder mehr als ausreichenden Hausrats Ver-

N: Hıer kann 1ne auf Einkommen oder Vermögensıchere Regelung, nicht einlassen annn Nun, wenn die
abgabepflichtige Seite ımmer behauptet, da{ß mı1t den Eın- abgestellte Abgabe den Verbraucherverzicht herbeiführen,
heitswerten der wirkliche Vermögenswert ertaßt wırd, dem in weIıit orößerem Umfang die Geschädigten 11 -

HG: CZWUNZCH sind, WenNnn S1e siıch den notwendigstendann o1ibt keine Unsicherheit, dann 1St e Nach-
veranlagung nıcht e Andererseits könnte eine Hausrat schaften wollen Niıemals kann daran gedacht
vorläufige Veranlagung eın Anreız se1n, die V ermögens- werden, kleine und mäßıge Vermögen MIt einer Haus-

ratsabgabe belasten.abgabe vorzeıtig abzulösen, wWwenn eine voll abgelöste
Vermögensabgabe jede Nachveranlagung ausschließt. Für
die Entschädigungsseite ehnen die Berechtigten die Eın- Waährungs gewinnvefinö gen
heitswerte als Bemessungsgrundlage des Schadens aAb Es Der Entwurf sieht die vorher erwähnten drei Währungs-
1St bei dieser Ablehnung tatsächlich bedenken, dafß gewiınnabgaben VOL. Schon Aaus der Sotorthilfe 1St die el
selbst dort Vermögen un auch große Vermögen VCI- für die Umstellungsgrundschulden ekannt. Der
loren wurden, eiıne Verschuldung den Einheitsvyert Tatbestand, der diesen Abgaben zugrunde lıegt, 1St der,
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da{fß durch die Abwertung der Währungsreform für Sozialer Lastenausgleich?
den Schuldner ein Gewıinn Ööhe VO  $ 90 0/9 der Schuld Auftf der Entschädigungsseite 1SEt festzustellen, daß alle
eintrat der bei den Hypotheken schon durch Währunes-
ZESELIZ dem Lastenausgleich ZUSCWI1CSCH wurde Jetzt sol- Beteiligten nen kollektiven Lastenausgleich dem Worte
len noch die ewınne be1 Anleihen un: Krediten ertaßt nach ablehnen, sıch also ZUuUr!r individuellen Entschädigung

bekennen Hıer gehen die Auseinandersetzungen mehrwerden Es 1ST bei diesen Währungsgewinnabgaben, ohne die rage „quotaler“ der „sozialer Lastenausgleichda{fß hıer auf recht komplizierte Einzelheiten CIn  (8)
werden kann, S! da{ß ZUr Ermittlung der ewınne C1INC

Der quotale Lastenausgleich verlangt NS Quote auf das
teilweise oder der verlorene Vermögen, der soz1iale, ıcht das Ver-(bei Obligationengewinnabgabe) SAaNSCHNC, das verlorene Vermögen die Leistung desauch totale Vermögensvergleichung durchgeführt WE -

den mufß Das Vermögen Währungsstichtag wırd MC Lastenausgleichs estimmen soll sondern die Zukuntt die
dem Vermögen Ffrüheren Stichtages verglichen, um

soziale un volkswirtschaftliche Zweckbestimmung Von
dieser Auffassung Aaus kommt der Bundesrat konsequentden Zuwachs, den Gewiınn, ermitteln Diıese Ver-

mögensvergleichung un die daraus tolgende V ermögens- der vorher schon erwähnten Negierung des Rechts-

zuwachsabgabe, aber nıcht aNühg beschränkt autf Währungs- anspruchs auf Hauptentschädigung Der Entwurt geht
drıtten VWeg des quotalen Ausgleichs MI1 starkem

SCWILNNC, werden diskutiert un: gefordert, solange über- soz1alem Akzent und diesen Weg ordern auch die Ge-haupt VO' Lastenausgleich gesprochen wiırd. In der Be-
gründung sagte der Bundesfinanzminister: schädigten, 1LUTLr unterscheiden Sie sich ıhren Vorschlägen

e der Ausgestaltung un: Ausstattung der Entschädi-„Die Währungsgewinnabgaben sind politisch un ıch
ZUNSCH Dıie Geschädigten lehnen den 11UTr soz1alen Lasten-möchte ethisch notwendig.“

Man kann der Auffassung SCHNMN, daß dieselbe Notwendig- ausgleich „nach OrTN! ohne Bezugnahme auf ıhre Ver-
eıt be1 Rüstungs- 1eDS- un Hortungsgewinnen ZC> mögensverluste ab weıl die Rechte ıhres Privateigen-

C(ums, die ıhre Entschädigungsansprüche darstellen, WT =geben IST, die Sachvermögen umgewandelt wurden Überzeugend hat der Sprecher aller Geschädigten,Oftensichtlich 1ST Ma  a} Bundeshinanzministerium noch
Dezember 1949 der gleichen Auffassung gEWESCH In insbesondere der Vertriebenen, der Bundestagsahgeordnete

der Denkschritt des iınanzmınıster1ums VO Dezember Dr Kather, der Bundeshausdebatte 31 Januar
un: sıch dabei auch auf Proft Carlo Schmid1949 (Text Z1ift 62) wiıird bestätigt daß für nen Ver-

mögensvergleich Vermögen VO' 1940 un Ver- beruten:
Das Recht ı1St un CW15 C1MN unteilbares Ganzes,MOSCH Währungsstichtag ohl die Unterlagen

nıcht restlos vorlıegen, da{ß sich aber „nach Befragen un mMa  e} ann es ıcht vorübergehend oder auch NUur

aller beteiligten Stellen die Lücken schließen lassen WEeI- Raum suspendieren, ohne seinem wesentlichen ©-
den Heute erklärt der Bundesfinanzminister, da{ dieser halt un tür die Dauer gefährden
Vermögensvergleıich technisch nıcht durchführbar ISTt Er
bleibt aber angesichts seiner CISCNCNH Denkschrift die Be- Orm der Entschädigung
gründung für den plötzlichen Wechsel SCINECEr Auffassung Der Entwurt seht der Hauptsache folgende Entschä-schuldig, w as befremdender wirken mufßß da der
Vermögensvergleich bei den Währungsgewinnabgaben digungen VOTr Hauptentschädigung un als V oraus-

Interesse der Abgabepflichtigen das 1ST wichtig leistung auf die Hauptentschädigung die Eingliederungs-
testzustellen teilweise durchgeführt wird Wenn INa  3 hilfe, Kriegsschadenrente, Hausratentschädigung, Wohn-

raumhilfedaran denkt, daß total Ausgebombte un Vertriebene
völlig iıhres Vermögens beraubt sind annn nıcht W U11l- Be1 der Hauptentschädigung soll die obere Schadens-
dernehmen, daß sSiCc kompromui(ßlos die VermOögens- SYENZE nach dem Entwurft 150 000 sein un der VOTIL-

zuwachsabgabe ordern Es gilt für SIC angesichts ıhrer läufige Höchstbetrag der Hauptentschädigung als Eın-
totalen Enteignung eintach als unerträgliıch daß Rü- gliederungshilte Die Geschädigten lehnen
StungsS- Kriegs- un Hortungsgewınne ıhrem Bestand 1N6 SsSTarre Höchstgrenze be1 der Schadensfeststellung und
nıcht angetastet werden ollen; denn die SOgENANNTE bei der Entschädigung aAb weıl SIC auf ine wıllkürliche
Vermögensabgabe rührt nıcht den Bestand, sondern Begrenzung ıhrer Eigentumsrechte hinausläuft Sıe sehen
Nnu  — den Ertrag. aber dıe Notwendigkeit echten soz1alen Gestaltungz

Ethik oder Technik der Entschädigungen un: die Unmöglichkeit C1IN, größere
Vermögensverluste prozentual yleich entschädigen,Hıer 1ST das entscheidende Kriıterium, ob der Entwurf die weshalb S1C sıch für volle Entschädigung be] Klein-

Sachbesitzreform überhaupt versuchen 411 Politisch un
mM und dann tür e stark degressive Staftel be1

ethisch IN dem Bundesfinanzminister sprechen der Entschädigung aussprechen, die bei großen Vermoöogen
1ST die Wegnahme des Vermögenszuwachses zwischen

1940 un 1948 die PrTiImM1C1VSLE Forderung ehrlichen Prozentsatzen führen ol da{fß SiIC praktisch
autf 116 obere Entschädigungsgrenze hinauslaufen. Ab-Sachbesitzreform Es ware interessSantT, die etzten Gründe

erforschen, die dem keiner Weıse ausreichend gabeschulden IMUSSCH MI Entschädigungsansprüchen . auf -
begründeten Verzicht aut die Vermögenszuwachsabgabe gerechnet werden können. Be1 der Eingliederungshilfe

IMUSsSeN die Zuteilungen nach sozıialer un volkswirt-geführt haben, zumal bekannt 1ST, da{fß maßgebende Fach-
leute Bundesfinanzministeriıum den Vermögensver- chaftlicher Dringlichkeit erfolgen Wo die Eingliede-
gleich un: die Vermögenszuwachsabgabe tür notwendig rungshilfe nıcht ausreicht, mufß zusätzlıch Kredithilfe
un durchführbar halten. Es muß bedenklıich ummMenN, erfolgen Die Umgestaltung der Vermögensabgabe als
WENN C1NC ethische Notwendigkeit technischer Substanzabgabe soll NCn direkten Naturalausgleich
Schwierigkeiten unerfüllt bleiben coll „wiıschen Abgabepdlichten und Entschädigungsberechtig-
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CM Also eine menschliche Begegnung, herbeiführen Die Kernfrage
helfen. Es könnte bei der Untersuchung der einzelnen VorschlägeBe1i der Kriegsschadenrente geht der Entwurt davon Aaus, un Gegenvorschläge aussehen, als ob die Standpunktedafß durch SIC Bezüge AaUuUSs Fürsorge un ELWAISEN Renten
aufgestockt werden sollen Danach sind dıe Satze be- der beiden Seiten Lastenausgleich die Auffassungen

des Entwurts un: die Auffassungen der Geschädigten,inNEsSseN Hiıerzu Z WE1 Beispiele Eın Vertriebener 111 Alter
gal nıcht WEIL auseinander liegen, als ob durch

vVvon 68 Jahren, der 4.() 000 Vermögen verlor, soll
monatlich 40 Kriegsschadenrente erhalten, C111l Vert- Nachgeben auf beiden Seiten HG einheitliche Auffassung

zustande kommen könnte Die Situation 1ST anderstriebener, der über 70 Jahre alt i1St un: über 150 000 Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat 10 ATVermögen einbüßte, erhält den Höchstsatz VO  e 70 DM
Kriegsschadenrente monatlich Daß die Geschädigten Z allgemeinen Lastenausgleich Stellung Er

erklärtdiese Regelung protesticreN, WenNnn SiIC einstmals
AUS CISCHECIM Vermögen iıhre Altersversorgung hatten un Der Lastenausgleich MUu mehr seinNn als der Versuch ZUur

eshalb MIt£t der Fürsorge nıchts Lun haben wollen, Sanıerung der Sozialfürsorge und Entlastung der Länder-
haushaltungen Sorz1ale Existenzsichetr unl un: Vermörgens-mu verständlich CISCAHECEINCN Sıe verlangen Vollversor-

SUunNns aus ıhrem Rechtsanspruch für erlittenen Kr1eos- entschädigung sind 1 Aufgaben, die SEMEINSAM gelöst
schaden, un 1e5€e Versorgung mufß auf ihr verlorenes werden INUSSCH EKıgentum 1S% durch die Katastrophe des

Z wWweiten Weltkrieges une Folgen noch mehr Zufalls-Vermögen eZug nehmen S1e stellen dabe;j aber die For-
derung, dafß die öftentlichen Haushalte Beiträge L besitz Als vorher geworden Solanse HSG Gesellschafts-
Ausgleichtonds eısten, die der Söhe der EINgESPAFTEN ordnung das Privateigentum anerkennt, fordert der

Grundsatz gleichen Rechtes aller VOTLT dem Gesetz, daß derFürsorgemittel entsprechen Denn die Begründung des
Entwurtfs argumeNnNtert, da{ß durch die Fürsorgeleistungen Eigentumsanspruch dessen, der verlor, Nau schutz-

die Geschädigten der Ausgleichtfonds rund würdig 15{ WI16 der Anspruch n Menschen, der
280 Miıllionen entlastet wırd Der VO Entwurt tällıe behalten konnte Millionen von Vertriebenen, Aus-
geschlagene VWeg, grundsätzlıch alle Geschädigten gebombten un Sparern haben nen Rechtsanspruch auf
Fürsorgeempfängern machen, diesen DBeitraz der Ausgleıich Die Ablehnung Entschädigungsanspruchs

für Vermögensverluste würde als schwerer Rechtsbruchöftentlichen and erreichen, MU: besonders {rag-
würdig erscheinen, nachdem di Unterhaltshilfeempfänger empfunden werden IDIie Neuverteilung der Eıgentums-
nach dem Soforthilfegesetz M1{ ihrem Rechtsanspruch Aus$s titel vorhandenen Sachvermögen durch sozialen

Vermögensausgleich 1SL daher 16 sittliche Pflicht! Dieder Fürsorge herausgenommen wurden
Gewerkschaften ordern tür dieses Ziel Junls echte Ver-Die VOT Entwurt vorgeschlagenen Sitze für die Hausrat-
mögensabgabe In diesem Punkt 1ST der Gesetzentwurfentschädigung wurden schon gCNANNT Die Geschädigten völlıg ungenügend Was Gesetzentwurf als Ver-verlangen A Erhöhung dieser Satze un 1Ne€ Bezug-

nahme aut den tatsächlich erlittenen Hausratverlust mögensabgabe bezeichnet wird 1ST Wahrheit ar keine
Abgabe AuUus dem Vermögen, sondern G Steuer, derenmäßiger Staffel nach Pauschalsätzen Höhe ach dem Vermögensstand Stichtag be-Die Wohnraumhilfe, WIC SIC der Entwurt vorsieht, 1ST

auch G Beweıs dafür, WI1C die bisherige provisorische LLNCSSCHT wird. Gıie 1St praktısch D ine Fortsetzung der
Soforthilfeabgabe, die VO  e den Betrieben, WI1IC all-Lastenausgleichsgesetzgebung die Gestaltung Ent- ihre Ertragslage ZEIQT, bereits über die Preisewurfs beeinflufßt hat Diese Wohnraumbhilfe kommt stark

die ähe des on abgelehnten kollektiven Ausegleichs auf die Alleemeinheit der Verbraucher abgewälzt wırd
Darüber hinaus wollen die Gewerkschaften ine echteIn den Wohnungsbau S  7  nd AUS Soforthilfemitteln bısher Vermögensabgabe, die MmMIL sofortiger Fälligkeıit durchMilliarde AaUS den Umstellungsgrundschulden

geflossen, und welfere Bereitstellungen des Hauptamtes Abtretung VO  =) Eigentumstiteln oder eld 1E Ver-
für Soforthilfe AUusSs dem SONS£IIYCeEN Soforthilfeautkommen mögensumschichtung ZUSUNSICH der Geschädigten herbe1i-

führtungefähr oleicher oöhe siınd erfolgt Selbst WeNnNn INa  m

unterstelit da{ß der M1 diesen ungefähr Milliarden Der Vertreter der Zentrumspartel, Dr Reismann, der
nıcht Vertriebener IST, hat der Bundeshausdebatte Anıgeförderte Wohnraum durchweg Geschädigten un Ver-

triebenen ZUgute kommt 1116 Unterstellung, die Snl Januar SsSEINCH höchst beachtlichen Ausfüh-
keinesfalls zutreftend 1SE hier 16 groteske IUNSCH folgende Satze gebracht:
Zweckentfremdung der Lastenausgleichsmittel CIN, wenn „Unsere Fraktion schlägt zusätzliıch den egen, die
mMan VO de® Vorstellung ausgeht da der Lastenaus- der vorliegende Gesetzesantrag bisher aufgezeigt hat
gleich IS Reform des Sachbesitzes herbeitühren soll andere Wege VOT, un ZWar verlangen WIr ersier
Diese Milliarden Lastenausgleichsmittel VCI- anres dafß Cin Vermögensvergleich statthindet WIC in

mehren A EITLAUS größten eıl den Sachbesitz nıcht anderen Ländern 1C! hier aut Holland
der entschädigungsberechtigten KEıgentümer, sondern stattgerunden hat un ML Erfolg durchgeführt worden
CErSier Lıinıe den der oroßen Wohnungsbaugenossenschaf - iST Den Eınwand des Mınısters, das SC1 nıcht möglıch, da
ten und -gesellschaften, die annn die Geschädigten die Unterlagen tehlen, lassen WIr nıcht gelten Es 1SE be-
günstigstenfalls Mıete zahlen dürfen Die Geschädigten kannt, da{ß 90 9/9 der Vermögenssteuer-Unterlagen Aus

verlangen daher, da{fß auch MIL den für die Wohnraum- der Vorkriegszeit noch vorhanden sind eLwWw2 0/9 tehlen
hilfe ZU Eınsatz kommenden Lastenausgleichsmittelin Idiese 109/0 scn sich hbei m W ıllen schr ohl —-

Entschädigungen geleistet werden derart, daß NUur Ent- konstrujleren Wır verlangen, daß der zute Wıille VO  .

schädigungsberechtigte K1ıgentum diesem Wohnraum der Verwaltung aufgebracht wırd Man MU: dabei aber
und diesen Haäausern erwerben können, deren Erstellung berücksichtigen dafs auf die kleinen Fische gar nıcht
INIE Lastenausgleichsmitteln gefördert wurde oder wırd ankommt Die kleinen Vermögen brauchte man bei dieser
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Gelegenheit nıcht besteuern Worauf aber esent- Leibe, was diese Abgabe ıhnen bringt oder iıcht bringt.
lich ankommt, das 1SE un das verlangen WIr außer- Wenn dann noch hinzukommt, daß Kriegs-, Rüstungs-
dem da{fß Cin Vermögensvergleich VOTL allen Dingen un: Hortungsgewinne infolge der fehlenden V ermögens-
die Kriıegsgewinne un die Rüstungsgewıiınne erfaßt zuwachsabgabe ıhrem Bestand unangetastet leiben,
Denn das scheint die wesentliche Triebfeder dabe;j dann wırd offenbar, dafß die VvVon den durch Zutall
SC1N, da{fß INa eiINCN solchen Gedanken ıcht heran- besitzlos Gewordenen verlangte un für notwendig C1-

s  Cn 1ST, daß gerade die Großindustrie, die achtete Sachbesitzreform Sar nıcht versucht wırd Die
> also für sıch schon iıhren Lastenaus- Geschädigten pragen das bıttere Wort Von der Ver-
gleich vollzogen hat die un: darüber hinaus mögensumschichtung wiırd 1Ur Wahlkampf BC-
umgestellt hart daß diese Kreise eın Interesse sprochen.

Vermögensvergleich haben Dieser Vermögens- Diktieren hier eftWd die Mächte des Geldes?vergleich IMU: stattinden, wenn WIT nıcht unserem olk
das Gefühl von bitterer Enttäuschung über mangelnden Das Bundesfinanzministerium hat den Entwurf vorgelegtWıllen sıch endgültig festigen lassen wollen, das Be1 der Schwierigkeit der Gesetzesmaterie der Entwurfk
sıch allein schon durch die Verschleppung des Lasten- sicht 50 Rechtsverordnungen Zur Durchführung des
ausgleichsgesetzes un scinNner Vorlage weıtesten Krei- (esetzes VOÖL, das Mag die Schwierigkeiten ZUur Genüge
NI  - verbreitet hat kennzeichnen 1STt VO  } besonders qualifizierten
Schließlich ol] noch der Bundestagsabgeordnete Dr Ka- großen Stab des Bundesfinanzministeriums MIt Z WE1 Mı-
cther MI Z WE1 AÄußerungen anläßlich der Bundes- zisterialdirektoren der Spitze 1Ne mühsame Arbeit
hausdebatte kurz ZiTU©ert werden geleistet worden Der Entwurtf hat 39728 Paragraphen, un
uch C1n DPessimist uns hätte noch VOTLr kurzem die Begründung umtafßrt 144 Seıiten ber 1St, ohne

nıcht für möglıch gehalten, da{fß WITr diese Stunde Phantasie un konstruktive Ideen, daraus Ce1inNn Steuer-
ungunstıigen Vorzeichen eintkretfen würden, WI1C Cat- gESETZ auf der Abgabeseite, 1Ne verlängerte Soforrthilfe

sächlich der Fall 1ST Die Regierung hat uns Ent- auf der Entschädigungsseite veworden. „Nach dem W il-
wurf vorgelegt, der VO  - der Gesamtheit der Geschädigten len des Finanzministers“ agcn die Geschädigten. Im
als unannehmbar bezeichnet worden 1ST Hınblick auf den abgelehnten Vermögensvergleich scheint

darf CIr darauf hinweisen, daß vollkommen die Vermutung berechtigt, dafß noch stärkere Kräfte
verfehlt ISC, 1ININCr von 5SOprozentigen Abgabe Werk sınd daß das Dıktat der Geldmacht die Konzep-
sprechen Nımmt INnan den wahren Wert rechnet man den ti1on des Entwurfs bestimmte. Das WAare verhängnisvoll
Zeitwert auf 3() Jahre un berücksichtigt Ma  —$ den Unter- Die VO inanzmınısteriıum geleistete Arbeit, der eın
schied der Kaufkraft, kommt Ma Abgabe anderes Ressort ımstande War oder instandgesetzt.worden
VO vielleicht oder 129%% un nıcht mehr. Und dazu WAafrce, x1bt aber der Posıition des Regierungsentwurfs
können WIr keinen Umständen Ja sagen.“ beträchrtliche Stärke.
Diese Stellungnahmen machen deutlich, WI1e die Sıtuation Fuür die Klärung der' politischen Sıtuation des (Cesetz-
tatsächlich IST, un INnan wird besonders darauf achten entwurts sind Z WC1 Rundfunkgespräche bedeutsam, die
IUSSCH, dafß die Stellungnahme der Gewerkschaften schon der eıit der Bundeshausdebatte stattfanden. Es sprach

außerlich abseits jeder Lastenausgleich 12e1r- der Bundestagsabgeordnete Kunze MI1It dem
ten Parteı oder Gruppe oder Organısatıon erarbeitet Bundestagsabgeordneten Seuftert (SPD), un sprach
wurde Die S1iıtuation 1STt S da{fß der Entwurf nıcht der Hamburgische Senator Dr Dudek VO Bundesrat.
cschr den einzeinen Bestimmungen un Vorschlägen, Das Gespräch Kunze—Seufert mußte bei den Geschädig-
VOCN denen HUT C1IMN kleiner, aber der entscheidende eıl ten die größte Bestürzung hervorrufen. Die Tendenz des
besprochen werden konnte, das Gegensätzliche der Auf- Gespräches Wafl, Verständigung 1 dem Sınne
fassungen erkennen ßr Es 1STE die Gesamtkonzeption gelangen, da{fß Konzessionen auf der Entschädigungs-
des Entwurfs, der widersprochen wird Diese Konzeption Rıchtung soz1alen Lastenausgleichs das Eıin-
wıird besonders oftenbar der vorgeschlagenen Ver- verständnis für die Abgabeseite sichern könnten. Das
mögensabgabe un der Verweigerung des Vermögens- Gespräch des Senators Dr Dudek der den sozialen
vergleichs MI1 tolgender Vermögenszuwachsabgabe. Lastenausgleich des Bundesrates vertrat, enthielt 1N1-
Die Behauptung Dr Kathers 1IST nıcht widerlegen, daß gemäß folgende Formulierung Mıiıt der VO Bundesrat
die Vermögensabgabe Wirklichkeit eher 15 als 50 0 vorgeschlagenen Regelung wırd C1inNn kleiner Kreıs ehemals
beträgt De1 kleineren Vermögen 1ST S1IC Berücksichti- schr wohlhabender Leute iıcht zufrieden sein Man wird
SunNng der Freigrenze noch Die Konstruk- sıch IN1L£t den Vorwürten dieser Menscheß abzufinden
L10N der Vermögensabgabe bleibt unverständlich Gerade WI1ISSCH Die ehemals schr wohlhabenden Menschen WOI-

den aber nıcht die härtesten Betroftenen SC1LHdie Frage dieser Vermögensabgabe hat den Rıß 7zwischen
Abgabepflichtigen un: Entschädigungsberechtigten V Am härtesten betroffen sind die Miıttelständler ohne Ver-
tieft un: droht ihn unheilbar machen Die tüh- bindungen un Beziehungen, Bauern, Handwerker,
len sıch edroht, die anderen betrogen Es 1STt psycho- Kaufleute, Freiberufliche, deren Zahl die Hundert-
1  x  ogisch talsch un muß sıch unheilvoll auswirken, WEeNn tausende geht un: die nıcht mM1 Versorgung ab-
INn  } InNIL Abgabesatz VO  3 50 0/9 des Vermögens, gefunden werden wollen, die N über der „Wohl-
dem VWorte ach den Entschädigungsberechtigten be- fahrt liegt
weisen versucht, daß das Außerste Leistung heraus-
geholt wird. Die Geschädigten stehen Leben un Hıer liegt eC1NE Bewährungsprobe des Christentums

vOor AYTL$wohnen dicht mIL den Abgabepflichtigen amı-
INCH, ıcht. erkennen können, W as die 50 %/oige Wer als Christ sich bemüht, den richtigen Standpunkt
Abgabe Wirklichkeit 1IST, und S1IC SPUICH CISCHNCDH ZU. Problem Lastenausgleich finden, der sollte die
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großen sozialen Enzykliken „Rerum novarum“ un ich fassen, wieviel davon den heutigen Verhält-
„Quadragesimo anno“ ımmer wıieder lesen un durch- nıssen verwirklichen aßt Eben dieser Klärung War dı
denken Dort IST. die Lösung finden Auf der und- Arbeit der Tagung gewıdmet. WEe1l Hauptreterate be-
gebung des Bundestages des Deutschen Gewerkschafts- taßten sich mMIt den beiden Hauptproblemen 1n diesem
bundes Arn 26 Sept 1950 1n Düsseldorf traf allerdings Bereich, dem der Ehegesetzgebung un dem der recht-
Prof Dr Agartz folgende Feststellung: lıchen Stellung der Frau 1n der Famiıilie. Das ers  9
„Ermahnungen sınd häufig CrgaANgCN, und WIr mussen „Grundprobleme der Familienrechtsreform“, hijelt Prof.
leiıder bekennen, da{(ß selbst die päpstlichen Enzyklikcen Conrad, Bonn, MIt eınem kurzen Korreferat des Pader-

borner Theologen Prof. Ermecke. Das zweıte, über die€COS I11I „Rerum novarum“ un Pıus XO „Quadra-
gesimo anno“ auf die christlichen Unternehmer ohne „Gleichberechtigung der Frau  “  s hielt Prof Bosch, Bonn,
spürbare Wiırkung geblieben sind.“ mıiıt einem Korreferat von trau Minıisterialrat Dr. Dün-

NCI, Koblenz.Können die Christen der heutigen eit 1n Deutschland
dieser Feststellung widersprechen? Eın Wıderspruch in Positives echt Un T’heologieWorten, ın Entschließungen un Verlautbarungen BC-
NUgt nıcht mehr. Wiıderspruch iSt 1988088 noch durch die 'Tat Eben da Ehe un Famiılie einen esonderen Platz 117
möglıch, durch den 1n Liebe umgesetztien Glauben. christlichen Weltbild einnehmen, wurde mehrmals 1m
Leo XII verklärte, da{fs der Staat nıcht NUur das Recht, Laufe der Tagung versucht, die POSItLV rechtlichen Fragen
sondern die Pflicht hat, ordnend 1ın die Eıgentums- ın einen deutlichen Zusammenhang mıt Lehren der ften-
verhältnisse einzugreifen, WeNn sıch der Besitz in den barung bringen. Prof Peters, Münster, betonte gleich
Händen wenıger anhäuft, denen ıne Masse Besitzloser Begınn der Tagung einleitend, daß ftür u11l Christen
gegenübersteht, die nıcht mehr Aaus eigener wirtschaftlicher bei der Neuordnung des Famıilienrechts darum gehe, die

autf Grund der göttlichen Offenbarung un: des Natur-Kraftt Eigentum kommen können. Damals hatte
Leo 111 NUur dıe Mißbildungen des Eıgentums VOTL rechts für uns gültigen Prinzipien herauszustellen, auf
ugen, die der Kapıtalismus jener eIit einleitete oder die der Gesetzgeber das positive Recht hinzuordnen habe

Dieses Anliegen 1St gerechtfertigt, nachdem das-/ Bonnerbegründete. Fuür heute seine Worte WwIe Prophe-
zeiungen Mıt welcher Härte un welcher Wiillkür 1St Grundgesetz die Bindung das Naturrecht AuUSSCSPIO-
die heutige Eigentumsverteilung zustandegekommen! Der chen hat Auch dıe deutschen Länderverfassungen beken-
erstie Weltkrieg, die Inflation, Nazi-, Rüstungs-, Kriegs- nen sıch Z Naturrecht oder ZUu natürlichen Sıtten-

gSESETZ als verbindlicher Norm. In der deutschen echt-und Hortungsgewinne, Bombenschäden und Vertreibung
un schließlich die Währungsreform haben ıne Besitz- sprechung vollziehrt sıch die Abkehr VO Rechtsposit1v1s-
verteilung herbeigeführt, beı der mM1t echt das Wort INUS nationalsozialistischer Pragung iıcht mehr der

Staat ISt die Quelle aHen Rechtes und entscheidet über dieZutallsbesitz epragt wird. Das Eigentum 1St mißbildetr.
Die Sachbesitzreform, die Neuordnung des Eigentums, Sittlichkeit des (Gesetzes. Es oibt ein vorstaatlıches, ein
1St sıttliche Pflicht geworden. Dieser Pflicht sollte der überpositives Recht, das den Staat biındet. Damıiıt bewegen

WIr uns auf VWege ZUr Einheıt allen Rechts FürLastenausgleich dienen. Es geht mehr als Abgaben
uns Christen, S auch Prof Ermecke, 1st für alleun Entschädigun®en.

Ein Proletariat 1St 1in Deutschland entstanden. Eın- Fragen des positiven Rechts die Vorentscheidung durch
mal schon wurde eın Proletarijat entchristlicht und wandte Menschenbild gegeben, nach dem der Mensch Fben-

bıld Gottes 1St und nıcht 1Ur das, sondern darüber hinaussiıch dem Marxısmus Der Lastenausgleich 1mM Geiste
eines Tatchristentums als Neuordnung des Eıgentums auf Christus bezogen. . Prof. Ermecke ylaubte, die Be-

stimmungen des positıven Rechtes Aus der Rückführungkönnte verhindern, daß die „Flüchtlinge Figuren 1n der Probleme autf die naturrechtlichen Grundlagen DC-Stalıns Spiel“ werden, wWw1e einmal die „Zeıt schrieb. Der
Bundesfinanzminister hat gESART, stehe in der Schrift wınnen zönnen. Das ergab tür ih 1m Hinblick auf
nıchts von einem quotalen Lastenausgleich. Dort steht die Famiaılie als einen Organısmus die Notwendigkeıit der

Funktionsaufteilung, wobei der Mannn das aupt, dieaber ein1ges über Gerechtigkeit lesen. Und dann ıne
Frau das Herz ware. Als Menschen seıen Mann un TAauGeschichte VO barmherzigen Samarıtan. Damals zingen

Priester un Levit, die Großen, dı Gesetzgeber ıhres oleichartig un gleichberechtigt; als Ehegatten seien S1C
ungleichartig un: darum auch ungleich berechtigt.Volkes, ihrem geschlagenen Bruder vorüber. Es War
In der Diskussion Jegte besonders Prof Flatten, Köln,ihr Unhbheıl. Die Gleichnisse des Herrn haben typische

Bedeutung. auseinander, daflß die Schriftstellen, in denen VO  $ der
Unterordnung der rau die ede sSe1 (Gen 3 1 etr

Kor. S Eph ‚ 22—24; Kor 14, 34—35),
Die Refiform des déutséhen Ehe- un! nıcht als eW1g gültiges Gesetz deuten selen un man

ihre zeıtgeschıchtliche soziologische Färbung nicht über-
sehen dürfe VWeder der Codex Juris Canonicı ( 1111,Familienrechts in christlicher 1IC

noch die Enzyklika A ASt1 connubi“ kennen die
AÄAm un 11 Marz 1951 hielt in onnn der Kafholisch'e Leitungsgewalt des Mannes 1n der Famiılie. Tatsächlich
Akademikerverband ine Tagung ab, die sich mıt den 1bt über das Verhältnis VO Mann un Trau un
Problemen des Ehe- un: Familienrechts efaßte, dessen nebeneinander keine eindeutige theologische Posıtion,
Neufassung 1mM künftigen deutschen (jesetz bevorsteht. dafß CS nıcht möglıch 1St, VOo  a hıer ZUS rechtliche Formu-
Die Auffassung VO  } Ehe und Famiılie 1Sst 1n besonderem lierungen finden Zanz abgesehen davon;s daß das,
Maße weltanschaulich bedingt, un 6S iSt dringend NOL- was Ehe und Familie 1n iıhrem tieferen menschlichen oder
wendig, da{fß sich die Katholiken darüber klar werden, gar relig1ösen Sınn SIn  al überhaupt für das Gesetz, das
Was sıch von ihrer Auffassung dieser Einrichtungen recht- mMuIit den außeren Ordnungen hat, nıcht taßbar
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